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Aufenthalt zum Zweck der AusbildungAufenthalt zum Zweck der Ausbildung

§ 16 Grundsatz des Aufenthalts zum Zweck der Ausbildung§ 16 Grundsatz des Aufenthalts zum Zweck der Ausbildung

Der Zugang von Ausländern zur Ausbildung dient der allgemeinen Bildung und derDer Zugang von Ausländern zur Ausbildung dient der allgemeinen Bildung und der

internationalen Verständigung ebenso wie der Sicherung des Bedarfs desinternationalen Verständigung ebenso wie der Sicherung des Bedarfs des

deutschen Arbeitsmarktes an Fachkräften. Neben der Stärkung derdeutschen Arbeitsmarktes an Fachkräften. Neben der Stärkung der

wissenschaftlichen Beziehungen Deutschlands in der Welt trägt er auch zuwissenschaftlichen Beziehungen Deutschlands in der Welt trägt er auch zu

internationaler Entwicklung bei. Die Ausgestaltung erfolgt so, dass die Interesseninternationaler Entwicklung bei. Die Ausgestaltung erfolgt so, dass die Interessen

der öffentlichen Sicherheit beachtet werden.der öffentlichen Sicherheit beachtet werden.

§ 16a Berufsausbildung; berufliche Weiterbildung§ 16a Berufsausbildung; berufliche Weiterbildung

(1) Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen Aus- und Weiterbildung(1) Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen Aus- und Weiterbildung

kann erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hatkann erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat

oder durch die Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarungoder durch die Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung

bestimmt ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne Zustimmung derbestimmt ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne Zustimmung der

Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Während des Aufenthalts nach Satz 1 darfBundesagentur für Arbeit zulässig ist. Während des Aufenthalts nach Satz 1 darf

eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck nur zum Zweck einereine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck nur zum Zweck einer

qualifizierten Berufsausbildung, der Ausübung einer Beschäftigung als Fachkraft,qualifizierten Berufsausbildung, der Ausübung einer Beschäftigung als Fachkraft,

der Ausübung einer Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischender Ausübung einer Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischen

Kenntnissen nach § 19c Absatz 2 oder in Fällen eines gesetzlichen AnspruchsKenntnissen nach § 19c Absatz 2 oder in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs

erteilt werden. Der Aufenthaltszweck der betrieblichen qualifiziertenerteilt werden. Der Aufenthaltszweck der betrieblichen qualifizierten

Berufsausbildung nach Satz 1 umfasst auch den Besuch einesBerufsausbildung nach Satz 1 umfasst auch den Besuch eines

Deutschsprachkurses zur Vorbereitung auf die Berufsausbildung, insbesondere denDeutschsprachkurses zur Vorbereitung auf die Berufsausbildung, insbesondere den

Besuch eines berufsbezogenen Deutschsprachkurses nach derBesuch eines berufsbezogenen Deutschsprachkurses nach der

Deutschsprachförderverordnung.Deutschsprachförderverordnung.

(2) Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der schulischen Berufsausbildung kann(2) Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der schulischen Berufsausbildung kann

erteilt werden, wenn sie nach bundes- oder landesrechtlichen Regelungen zuerteilt werden, wenn sie nach bundes- oder landesrechtlichen Regelungen zu

einem staatlich anerkannten Berufsabschluss führt und sich der Bildungsgang nichteinem staatlich anerkannten Berufsabschluss führt und sich der Bildungsgang nicht

überwiegend an Staatsangehörige eines Staates richtet. Bilaterale oderüberwiegend an Staatsangehörige eines Staates richtet. Bilaterale oder

multilaterale Vereinbarungen der Länder mit öffentlichen Stellen in einem anderenmultilaterale Vereinbarungen der Länder mit öffentlichen Stellen in einem anderen

Staat über den Besuch inländischer Schulen durch ausländische Schüler bleibenStaat über den Besuch inländischer Schulen durch ausländische Schüler bleiben

unberührt. Aufenthaltserlaubnisse zur Teilnahme am Schulbesuch können aufunberührt. Aufenthaltserlaubnisse zur Teilnahme am Schulbesuch können auf

Grund solcher Vereinbarungen nur erteilt werden, wenn die für das AufenthaltsrechtGrund solcher Vereinbarungen nur erteilt werden, wenn die für das Aufenthaltsrecht

zuständige oberste Landesbehörde der Vereinbarung zugestimmt hat.zuständige oberste Landesbehörde der Vereinbarung zugestimmt hat.

(3) Handelt es sich um eine qualifizierte Berufsausbildung, berechtigt die(3) Handelt es sich um eine qualifizierte Berufsausbildung, berechtigt die

Aufenthaltserlaubnis nur zur Ausübung einer von der BerufsausbildungAufenthaltserlaubnis nur zur Ausübung einer von der Berufsausbildung



unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche; handelt es sich nichtunabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche; handelt es sich nicht

um eine qualifizierte Berufsausbildung, ist eine Erwerbstätigkeit neben derum eine qualifizierte Berufsausbildung, ist eine Erwerbstätigkeit neben der

Berufsausbildung oder beruflichen Weiterbildung nicht erlaubt. Bei einerBerufsausbildung oder beruflichen Weiterbildung nicht erlaubt. Bei einer

qualifizierten Berufsausbildung wird ein Nachweis über ausreichende deutschequalifizierten Berufsausbildung wird ein Nachweis über ausreichende deutsche

Sprachkenntnisse verlangt, wenn die für die konkrete qualifizierte BerufsausbildungSprachkenntnisse verlangt, wenn die für die konkrete qualifizierte Berufsausbildung

erforderlichen Sprachkenntnisse weder durch die Bildungseinrichtung geprüfterforderlichen Sprachkenntnisse weder durch die Bildungseinrichtung geprüft

worden sind noch durch einen vorbereitenden Deutschsprachkurs erworben werdenworden sind noch durch einen vorbereitenden Deutschsprachkurs erworben werden

sollen.sollen.

(4) Bevor die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck einer qualifizierten Berufsausbildung(4) Bevor die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck einer qualifizierten Berufsausbildung

aus Gründen, die der Ausländer nicht zu vertreten hat, zurückgenommen,aus Gründen, die der Ausländer nicht zu vertreten hat, zurückgenommen,

widerrufen oder gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 nachträglich verkürzt wird, ist demwiderrufen oder gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 nachträglich verkürzt wird, ist dem

Ausländer für die Dauer von bis zu sechs Monaten die Möglichkeit zu geben, einenAusländer für die Dauer von bis zu sechs Monaten die Möglichkeit zu geben, einen

anderen Ausbildungsplatz zu suchen.anderen Ausbildungsplatz zu suchen.

§ 16b Studium§ 16b Studium

(1) Einem Ausländer wird zum Zweck des Vollzeitstudiums an einer staatlichen(1) Einem Ausländer wird zum Zweck des Vollzeitstudiums an einer staatlichen

Hochschule, an einer staatlich anerkannten Hochschule oder an einerHochschule, an einer staatlich anerkannten Hochschule oder an einer

vergleichbaren Bildungseinrichtung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn er vonvergleichbaren Bildungseinrichtung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn er von

der Bildungseinrichtung zugelassen worden ist. Der Aufenthaltszweck desder Bildungseinrichtung zugelassen worden ist. Der Aufenthaltszweck des

Studiums umfasst auch studienvorbereitende Maßnahmen und das AbsolvierenStudiums umfasst auch studienvorbereitende Maßnahmen und das Absolvieren

eines Pflichtpraktikums. Studienvorbereitende Maßnahmen sindeines Pflichtpraktikums. Studienvorbereitende Maßnahmen sind

1. der Besuch eines studienvorbereitenden Sprachkurses, wenn der Ausländer zu1. der Besuch eines studienvorbereitenden Sprachkurses, wenn der Ausländer zu

einem Vollzeitstudium zugelassen worden ist und die Zulassung an den Besucheinem Vollzeitstudium zugelassen worden ist und die Zulassung an den Besuch

eines studienvorbereitenden Sprachkurses gebunden ist, undeines studienvorbereitenden Sprachkurses gebunden ist, und

2. der Besuch eines Studienkollegs oder einer vergleichbaren Einrichtung, wenn2. der Besuch eines Studienkollegs oder einer vergleichbaren Einrichtung, wenn

die Annahme zu einem Studienkolleg oder einer vergleichbaren Einrichtungdie Annahme zu einem Studienkolleg oder einer vergleichbaren Einrichtung

nachgewiesen ist.nachgewiesen ist.

Ein Nachweis über die für den konkreten Studiengang erforderlichen KenntnisseEin Nachweis über die für den konkreten Studiengang erforderlichen Kenntnisse

der Ausbildungssprache wird nur verlangt, wenn diese Sprachkenntnisse weder beider Ausbildungssprache wird nur verlangt, wenn diese Sprachkenntnisse weder bei

der Zulassungsentscheidung geprüft worden sind noch durch dieder Zulassungsentscheidung geprüft worden sind noch durch die

studienvorbereitende Maßnahme erworben werden sollen.studienvorbereitende Maßnahme erworben werden sollen.

(2) Die Geltungsdauer der Aufenthaltserlaubnis beträgt bei der Ersterteilung und(2) Die Geltungsdauer der Aufenthaltserlaubnis beträgt bei der Ersterteilung und

bei der Verlängerung mindestens ein Jahr und soll zwei Jahre nicht überschreiten.bei der Verlängerung mindestens ein Jahr und soll zwei Jahre nicht überschreiten.

Sie beträgt mindestens zwei Jahre, wenn der Ausländer an einem Unions- oderSie beträgt mindestens zwei Jahre, wenn der Ausländer an einem Unions- oder

multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder wenn für ihn einemultilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder wenn für ihn eine

Vereinbarung zwischen zwei oder mehr Hochschuleinrichtungen gilt. Dauert dasVereinbarung zwischen zwei oder mehr Hochschuleinrichtungen gilt. Dauert das



Studium weniger als zwei Jahre, so wird die Aufenthaltserlaubnis nur für die DauerStudium weniger als zwei Jahre, so wird die Aufenthaltserlaubnis nur für die Dauer

des Studiums erteilt. Die Aufenthaltserlaubnis wird verlängert, wenn derdes Studiums erteilt. Die Aufenthaltserlaubnis wird verlängert, wenn der

Aufenthaltszweck noch nicht erreicht ist und in einem angemessenen ZeitraumAufenthaltszweck noch nicht erreicht ist und in einem angemessenen Zeitraum

noch erreicht werden kann. Zur Beurteilung der Frage, ob der Aufenthaltszwecknoch erreicht werden kann. Zur Beurteilung der Frage, ob der Aufenthaltszweck

noch erreicht werden kann, kann die aufnehmende Bildungseinrichtung beteiligtnoch erreicht werden kann, kann die aufnehmende Bildungseinrichtung beteiligt

werden.werden.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zur Ausübung einer Beschäftigung, die(3) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zur Ausübung einer Beschäftigung, die

insgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage im Jahr nicht überschreiten darf, sowieinsgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage im Jahr nicht überschreiten darf, sowie

zur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Während des Aufenthalts zuzur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Während des Aufenthalts zu

studienvorbereitenden Maßnahmen im ersten Jahr des Aufenthalts berechtigt diestudienvorbereitenden Maßnahmen im ersten Jahr des Aufenthalts berechtigt die

Aufenthaltserlaubnis nur zur Beschäftigung in der Ferienzeit.Aufenthaltserlaubnis nur zur Beschäftigung in der Ferienzeit.

(4) Während eines Aufenthalts nach Absatz 1 darf eine Aufenthaltserlaubnis für(4) Während eines Aufenthalts nach Absatz 1 darf eine Aufenthaltserlaubnis für

einen anderen Aufenthaltszweck nur zum Zweck einer qualifizierteneinen anderen Aufenthaltszweck nur zum Zweck einer qualifizierten

Berufsausbildung, der Ausübung einer Beschäftigung als Fachkraft, der AusübungBerufsausbildung, der Ausübung einer Beschäftigung als Fachkraft, der Ausübung

einer Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen nach § 19ceiner Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen nach § 19c

Absatz 2 oder in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 9 findetAbsatz 2 oder in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 9 findet

keine Anwendung.keine Anwendung.

(5) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn(5) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn

1. er von einer staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten Hochschule1. er von einer staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten Hochschule

oder einer vergleichbaren Bildungseinrichtungoder einer vergleichbaren Bildungseinrichtung

a) zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung mita) zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung mit

einer Bedingung verbunden ist, die nicht auf den Besuch einereiner Bedingung verbunden ist, die nicht auf den Besuch einer

studienvorbereitenden Maßnahme gerichtet ist,studienvorbereitenden Maßnahme gerichtet ist,

b) zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung mitb) zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung mit

der Bedingung des Besuchs eines Studienkollegs oder einer vergleichbarender Bedingung des Besuchs eines Studienkollegs oder einer vergleichbaren

Einrichtung verbunden ist, der Ausländer aber den Nachweis über die Annahme zuEinrichtung verbunden ist, der Ausländer aber den Nachweis über die Annahme zu

einem Studienkolleg oder einer vergleichbaren Einrichtung nach Absatz 1 Satz 3einem Studienkolleg oder einer vergleichbaren Einrichtung nach Absatz 1 Satz 3

Nummer 2 nicht erbringen kann oderNummer 2 nicht erbringen kann oder

c) zum Zweck des Teilzeitstudiums zugelassen worden ist,c) zum Zweck des Teilzeitstudiums zugelassen worden ist,

2. er zur Teilnahme an einem studienvorbereitenden Sprachkurs angenommen2. er zur Teilnahme an einem studienvorbereitenden Sprachkurs angenommen

worden ist, ohne dass eine Zulassung zum Zweck eines Studiums an einerworden ist, ohne dass eine Zulassung zum Zweck eines Studiums an einer

staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten Hochschule oder einerstaatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten Hochschule oder einer

vergleichbaren Bildungseinrichtung vorliegt, odervergleichbaren Bildungseinrichtung vorliegt, oder

3. ihm die Zusage eines Betriebs für das Absolvieren eines studienvorbereitenden3. ihm die Zusage eines Betriebs für das Absolvieren eines studienvorbereitenden



Praktikums vorliegt.Praktikums vorliegt.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 sind Absatz 1 Satz 2 bis 4 und die Absätze 2In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 sind Absatz 1 Satz 2 bis 4 und die Absätze 2

bis 4 entsprechend anzuwenden. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sindbis 4 entsprechend anzuwenden. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sind

die Absätze 2 und 4 entsprechend anzuwenden; die Aufenthaltserlaubnis berechtigtdie Absätze 2 und 4 entsprechend anzuwenden; die Aufenthaltserlaubnis berechtigt

zur Beschäftigung nur in der Ferienzeit sowie zur Ausübung des Praktikums.zur Beschäftigung nur in der Ferienzeit sowie zur Ausübung des Praktikums.

(6) Bevor die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 5 aus Gründen, die(6) Bevor die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 5 aus Gründen, die

der Ausländer nicht zu vertreten hat, zurückgenommen, widerrufen oder gemäß § 7der Ausländer nicht zu vertreten hat, zurückgenommen, widerrufen oder gemäß § 7

Absatz 2 Satz 2 nachträglich verkürzt wird, ist dem Ausländer für bis zu neunAbsatz 2 Satz 2 nachträglich verkürzt wird, ist dem Ausländer für bis zu neun

Monate die Möglichkeit zu geben, die Zulassung bei einer anderenMonate die Möglichkeit zu geben, die Zulassung bei einer anderen

Bildungseinrichtung zu beantragen.Bildungseinrichtung zu beantragen.

(7) Einem Ausländer, der in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union(7) Einem Ausländer, der in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union

international Schutzberechtigter ist, kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck desinternational Schutzberechtigter ist, kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des

Studiums erteilt werden, wenn der Ausländer in einem anderen Mitgliedstaat derStudiums erteilt werden, wenn der Ausländer in einem anderen Mitgliedstaat der

Europäischen Union seit mindestens zwei Jahren ein Studium betrieben hat und dieEuropäischen Union seit mindestens zwei Jahren ein Studium betrieben hat und die

Voraussetzungen des § 16c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 vorliegen. DieVoraussetzungen des § 16c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 vorliegen. Die

Aufenthaltserlaubnis wird für die Dauer des Studienteils, der in DeutschlandAufenthaltserlaubnis wird für die Dauer des Studienteils, der in Deutschland

durchgeführt wird, erteilt. Absatz 3 gilt entsprechend. § 9 findet keine Anwendung.durchgeführt wird, erteilt. Absatz 3 gilt entsprechend. § 9 findet keine Anwendung.

(8) Die Absätze 1 bis 4 und 6 dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/801(8) Die Absätze 1 bis 4 und 6 dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/801

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über diedes Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die

Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zuBedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu

Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zurForschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur

Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oderTeilnahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder

Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit (ABl. L132 vomBildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit (ABl. L132 vom

21.5.2016, S. 21).21.5.2016, S. 21).

§ 16c Mobilität im Rahmen des Studiums§ 16c Mobilität im Rahmen des Studiums

(1) Für einen Aufenthalt zum Zweck des Studiums, der 360 Tage nicht(1) Für einen Aufenthalt zum Zweck des Studiums, der 360 Tage nicht

überschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keinesüberschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines

Aufenthaltstitels, wenn die aufnehmende Bildungseinrichtung im Bundesgebiet demAufenthaltstitels, wenn die aufnehmende Bildungseinrichtung im Bundesgebiet dem

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und der zuständigen Behörde des anderenBundesamt für Migration und Flüchtlinge und der zuständigen Behörde des anderen

Mitgliedstaates mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seinesMitgliedstaates mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seines

Studiums im Bundesgebiet durchzuführen, und dem Bundesamt für Migration undStudiums im Bundesgebiet durchzuführen, und dem Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge mit der Mitteilung vorlegt:Flüchtlinge mit der Mitteilung vorlegt:

1. den Nachweis, dass der Ausländer einen von einem anderen Mitgliedstaat der1. den Nachweis, dass der Ausländer einen von einem anderen Mitgliedstaat der

Europäischen Union für die Dauer des geplanten Aufenthalts gültigenEuropäischen Union für die Dauer des geplanten Aufenthalts gültigen

Aufenthaltstitel zum Zweck des Studiums besitzt, der in den AnwendungsbereichAufenthaltstitel zum Zweck des Studiums besitzt, der in den Anwendungsbereich



der Richtlinie (EU) 2016/801 fällt,der Richtlinie (EU) 2016/801 fällt,

2. den Nachweis, dass der Ausländer einen Teil seines Studiums an einer2. den Nachweis, dass der Ausländer einen Teil seines Studiums an einer

Bildungseinrichtung im Bundesgebiet durchführen möchte, weil er an einemBildungseinrichtung im Bundesgebiet durchführen möchte, weil er an einem

Unions- oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder fürUnions- oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder für

ihn eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehr Hochschulen gilt,ihn eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehr Hochschulen gilt,

3. den Nachweis, dass der Ausländer von der aufnehmenden Bildungseinrichtung3. den Nachweis, dass der Ausländer von der aufnehmenden Bildungseinrichtung

zugelassen wurde,zugelassen wurde,

4. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes des4. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes des

Ausländers undAusländers und

5. den Nachweis, dass der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.5. den Nachweis, dass der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.

Die aufnehmende Bildungseinrichtung hat die Mitteilung zu dem Zeitpunkt zuDie aufnehmende Bildungseinrichtung hat die Mitteilung zu dem Zeitpunkt zu

machen, zu dem der Ausländer in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischenmachen, zu dem der Ausländer in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen

Union den Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels im Anwendungsbereich derUnion den Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels im Anwendungsbereich der

Richtlinie (EU) 2016/801 stellt. Ist der aufnehmenden Bildungseinrichtung zuRichtlinie (EU) 2016/801 stellt. Ist der aufnehmenden Bildungseinrichtung zu

diesem Zeitpunkt die Absicht des Ausländers, einen Teil des Studiums imdiesem Zeitpunkt die Absicht des Ausländers, einen Teil des Studiums im

Bundesgebiet durchzuführen, noch nicht bekannt, so hat sie die Mitteilung zu demBundesgebiet durchzuführen, noch nicht bekannt, so hat sie die Mitteilung zu dem

Zeitpunkt zu machen, zu dem ihr die Absicht bekannt wird. Bei der Erteilung desZeitpunkt zu machen, zu dem ihr die Absicht bekannt wird. Bei der Erteilung des

Aufenthaltstitels nach Satz 1 Nummer 1 durch einen Staat, der nicht Schengen-Aufenthaltstitels nach Satz 1 Nummer 1 durch einen Staat, der nicht Schengen-

Staat ist, und bei der Einreise über einen Staat, der nicht Schengen-Staat ist, hatStaat ist, und bei der Einreise über einen Staat, der nicht Schengen-Staat ist, hat

der Ausländer eine Kopie der Mitteilung mitzuführen und den zuständigender Ausländer eine Kopie der Mitteilung mitzuführen und den zuständigen

Behörden auf deren Verlangen vorzulegen.Behörden auf deren Verlangen vorzulegen.

(2) Erfolgt die Mitteilung zu dem in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkt und(2) Erfolgt die Mitteilung zu dem in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkt und

wurden die Einreise und der Aufenthalt nicht nach § 19f Absatz 5 abgelehnt, sowurden die Einreise und der Aufenthalt nicht nach § 19f Absatz 5 abgelehnt, so

darf der Ausländer jederzeit innerhalb der Gültigkeitsdauer des in Absatz 1 Satz 1darf der Ausländer jederzeit innerhalb der Gültigkeitsdauer des in Absatz 1 Satz 1

Nummer 1 genannten Aufenthaltstitels des anderen Mitgliedstaates in dasNummer 1 genannten Aufenthaltstitels des anderen Mitgliedstaates in das

Bundesgebiet einreisen und sich dort zum Zweck des Studiums aufhalten. ErfolgtBundesgebiet einreisen und sich dort zum Zweck des Studiums aufhalten. Erfolgt

die Mitteilung zu dem in Absatz 1 Satz 3 genannten Zeitpunkt und wurden diedie Mitteilung zu dem in Absatz 1 Satz 3 genannten Zeitpunkt und wurden die

Einreise und der Aufenthalt nicht nach § 19f Absatz 5 abgelehnt, so darf derEinreise und der Aufenthalt nicht nach § 19f Absatz 5 abgelehnt, so darf der

Ausländer in das Bundesgebiet einreisen und sich dort zum Zweck des StudiumsAusländer in das Bundesgebiet einreisen und sich dort zum Zweck des Studiums

aufhalten. Der Ausländer ist nur zur Ausübung einer Beschäftigung, die insgesamtaufhalten. Der Ausländer ist nur zur Ausübung einer Beschäftigung, die insgesamt

ein Drittel der Aufenthaltsdauer nicht überschreiten darf, sowie zur Ausübungein Drittel der Aufenthaltsdauer nicht überschreiten darf, sowie zur Ausübung

studentischer Nebentätigkeiten berechtigt.studentischer Nebentätigkeiten berechtigt.

(3) Werden die Einreise und der Aufenthalt nach § 19f Absatz 5 abgelehnt, so hat(3) Werden die Einreise und der Aufenthalt nach § 19f Absatz 5 abgelehnt, so hat

der Ausländer das Studium unverzüglich einzustellen. Die bis dahin nach Absatz 1der Ausländer das Studium unverzüglich einzustellen. Die bis dahin nach Absatz 1

Satz 1 bestehende Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels entfällt.Satz 1 bestehende Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels entfällt.



(4) Sofern innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der in Absatz 1 Satz 1 genannten(4) Sofern innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der in Absatz 1 Satz 1 genannten

Mitteilung keine Ablehnung der Einreise und des Aufenthalts des Ausländers nachMitteilung keine Ablehnung der Einreise und des Aufenthalts des Ausländers nach

§ 19f Absatz 5 erfolgt, ist dem Ausländer durch das Bundesamt für Migration und§ 19f Absatz 5 erfolgt, ist dem Ausländer durch das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge eine Bescheinigung über die Berechtigung zur Einreise und zumFlüchtlinge eine Bescheinigung über die Berechtigung zur Einreise und zum

Aufenthalt zum Zweck des Studiums im Rahmen der kurzfristigen MobilitätAufenthalt zum Zweck des Studiums im Rahmen der kurzfristigen Mobilität

auszustellen.auszustellen.

(5) Nach der Ablehnung gemäß § 19f Absatz 5 oder der Ausstellung der(5) Nach der Ablehnung gemäß § 19f Absatz 5 oder der Ausstellung der

Bescheinigung im Sinne von Absatz 4 durch das Bundesamt für Migration undBescheinigung im Sinne von Absatz 4 durch das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge ist die Ausländerbehörde gemäß § 71 Absatz 1 für weitereFlüchtlinge ist die Ausländerbehörde gemäß § 71 Absatz 1 für weitere

aufenthaltsrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. Der Ausländeraufenthaltsrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. Der Ausländer

und die aufnehmende Bildungseinrichtung sind verpflichtet, der Ausländerbehördeund die aufnehmende Bildungseinrichtung sind verpflichtet, der Ausländerbehörde

Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen anzuzeigen.Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen anzuzeigen.

§ 16d Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen§ 16d Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen

(1) Einem Ausländer soll zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland(1) Einem Ausländer soll zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland

erworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für die Durchführungerworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für die Durchführung

einer Qualifizierungsmaßnahme einschließlich sich daran anschließendereiner Qualifizierungsmaßnahme einschließlich sich daran anschließender

Prüfungen erteilt werden, wenn von einer nach den Regelungen des Bundes oderPrüfungen erteilt werden, wenn von einer nach den Regelungen des Bundes oder

der Länder für die berufliche Anerkennung zuständigen Stelle festgestellt wurde,der Länder für die berufliche Anerkennung zuständigen Stelle festgestellt wurde,

dass Anpassungs- oder Ausgleichsmaßnahmen oder weitere Qualifikationendass Anpassungs- oder Ausgleichsmaßnahmen oder weitere Qualifikationen

1. für die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer1. für die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer

inländischen Berufsqualifikation oderinländischen Berufsqualifikation oder

2. in einem im Inland reglementierten Beruf für die Erteilung der2. in einem im Inland reglementierten Beruf für die Erteilung der

BerufsausübungserlaubnisBerufsausübungserlaubnis

erforderlich sind. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis setzt voraus, dasserforderlich sind. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis setzt voraus, dass

1. der Ausländer über der Qualifizierungsmaßnahme entsprechende deutsche1. der Ausländer über der Qualifizierungsmaßnahme entsprechende deutsche

Sprachkenntnisse, in der Regel mindestens über hinreichende deutscheSprachkenntnisse, in der Regel mindestens über hinreichende deutsche

Sprachkenntnisse, verfügt,Sprachkenntnisse, verfügt,

2. die Qualifizierungsmaßnahme geeignet ist, dem Ausländer die Anerkennung der2. die Qualifizierungsmaßnahme geeignet ist, dem Ausländer die Anerkennung der

Berufsqualifikation oder den Berufszugang zu ermöglichen, undBerufsqualifikation oder den Berufszugang zu ermöglichen, und

3. bei einer überwiegend betrieblichen Qualifizierungsmaßnahme die3. bei einer überwiegend betrieblichen Qualifizierungsmaßnahme die

Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch dieBundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die

Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,

dass die Teilnahme an der Qualifizierungsmaßnahme ohne Zustimmung derdass die Teilnahme an der Qualifizierungsmaßnahme ohne Zustimmung der

Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.



Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu 18 Monate erteilt und um längstens sechsDie Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu 18 Monate erteilt und um längstens sechs

Monate bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von zwei Jahren verlängert. SieMonate bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von zwei Jahren verlängert. Sie

berechtigt nur zur Ausübung einer von der Qualifizierungsmaßnahme unabhängigenberechtigt nur zur Ausübung einer von der Qualifizierungsmaßnahme unabhängigen

Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 berechtigt zusätzlich zur Ausübung(2) Die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 berechtigt zusätzlich zur Ausübung

einer zeitlich nicht eingeschränkten Beschäftigung, deren Anforderungen in einemeiner zeitlich nicht eingeschränkten Beschäftigung, deren Anforderungen in einem

Zusammenhang mit den in der späteren Beschäftigung verlangten berufsfachlichenZusammenhang mit den in der späteren Beschäftigung verlangten berufsfachlichen

Kenntnissen stehen, wenn ein konkretes Arbeitsplatzangebot für eine spätereKenntnissen stehen, wenn ein konkretes Arbeitsplatzangebot für eine spätere

Beschäftigung in dem anzuerkennenden oder von der beantragtenBeschäftigung in dem anzuerkennenden oder von der beantragten

Berufsausübungserlaubnis erfassten Beruf vorliegt und die Bundesagentur fürBerufsausübungserlaubnis erfassten Beruf vorliegt und die Bundesagentur für

Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die BeschäftigungsverordnungArbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung

bestimmt ist, dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur fürbestimmt ist, dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für

Arbeit zulässig ist. § 18 Absatz 2 Nummer 3 gilt entsprechend.Arbeit zulässig ist. § 18 Absatz 2 Nummer 3 gilt entsprechend.

(3) Einem Ausländer soll zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland(3) Einem Ausländer soll zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland

erworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre erteilt underworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre erteilt und

die Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung in einem im Inland nichtdie Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung in einem im Inland nicht

reglementierten Beruf, zu dem seine Qualifikation befähigt, erlaubt werden, wennreglementierten Beruf, zu dem seine Qualifikation befähigt, erlaubt werden, wenn

1. der Ausländer über der Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse, in1. der Ausländer über der Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse, in

der Regel mindestens über hinreichende deutsche Sprachkenntnisse, verfügt,der Regel mindestens über hinreichende deutsche Sprachkenntnisse, verfügt,

2. von einer nach den Regelungen des Bundes oder der Länder für die berufliche2. von einer nach den Regelungen des Bundes oder der Länder für die berufliche

Anerkennung zuständigen Stelle festgestellt wurde, dass schwerpunktmäßigAnerkennung zuständigen Stelle festgestellt wurde, dass schwerpunktmäßig

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in der betrieblichen Praxis fehlen,Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in der betrieblichen Praxis fehlen,

3. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt,3. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt,

4. sich der Arbeitgeber verpflichtet hat, den Ausgleich der von der zuständigen4. sich der Arbeitgeber verpflichtet hat, den Ausgleich der von der zuständigen

Stelle festgestellten Unterschiede innerhalb dieser Zeit zu ermöglichen undStelle festgestellten Unterschiede innerhalb dieser Zeit zu ermöglichen und

5. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die5. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die

Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,

dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässigdass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig

ist.ist.

Der Aufenthaltstitel berechtigt nicht zu einer darüber hinausgehendenDer Aufenthaltstitel berechtigt nicht zu einer darüber hinausgehenden

Erwerbstätigkeit.Erwerbstätigkeit.

(4) Einem Ausländer kann zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland(4) Einem Ausländer kann zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland

erworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr erteilt und umerworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr erteilt und um

jeweils ein Jahr bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von drei Jahren verlängertjeweils ein Jahr bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von drei Jahren verlängert



werden, wenn der Ausländer auf Grund einer Absprache der Bundesagentur fürwerden, wenn der Ausländer auf Grund einer Absprache der Bundesagentur für

Arbeit mit der Arbeitsverwaltung des HerkunftslandesArbeit mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftslandes

1. über das Verfahren, die Auswahl, die Vermittlung und die Durchführung des1. über das Verfahren, die Auswahl, die Vermittlung und die Durchführung des

Verfahrens zur Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischenVerfahrens zur Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischen

Berufsqualifikation und zur Erteilung der Berufsausübungserlaubnis bei durchBerufsqualifikation und zur Erteilung der Berufsausübungserlaubnis bei durch

Bundes- oder Landesgesetz reglementierten Berufen im Gesundheits- undBundes- oder Landesgesetz reglementierten Berufen im Gesundheits- und

Pflegebereich oderPflegebereich oder

2. über das Verfahren, die Auswahl, die Vermittlung und die Durchführung des2. über das Verfahren, die Auswahl, die Vermittlung und die Durchführung des

Verfahrens zur Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischenVerfahrens zur Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischen

Berufsqualifikation und, soweit erforderlich, zur Erteilung derBerufsqualifikation und, soweit erforderlich, zur Erteilung der

Berufsausübungserlaubnis für sonstige ausgewählte Berufsqualifikationen unterBerufsausübungserlaubnis für sonstige ausgewählte Berufsqualifikationen unter

Berücksichtigung der Angemessenheit der Ausbildungsstrukturen desBerücksichtigung der Angemessenheit der Ausbildungsstrukturen des

HerkunftslandesHerkunftslandes

in eine Beschäftigung vermittelt worden ist und die Bundesagentur für Arbeit nach §in eine Beschäftigung vermittelt worden ist und die Bundesagentur für Arbeit nach §

39 zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder39 zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder

zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Erteilung derzwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Erteilung der

Aufenthaltserlaubnis ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.Aufenthaltserlaubnis ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.

Voraussetzung ist zudem, dass der Ausländer über die in der AbspracheVoraussetzung ist zudem, dass der Ausländer über die in der Absprache

festgelegten deutschen Sprachkenntnisse, in der Regel mindestens hinreichendefestgelegten deutschen Sprachkenntnisse, in der Regel mindestens hinreichende

deutsche Sprachkenntnisse, verfügt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zurdeutsche Sprachkenntnisse, verfügt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zur

Ausübung einer von der anzuerkennenden Berufsqualifikation unabhängigenAusübung einer von der anzuerkennenden Berufsqualifikation unabhängigen

Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.

(5) Einem Ausländer kann zum Ablegen von Prüfungen zur Anerkennung seiner(5) Einem Ausländer kann zum Ablegen von Prüfungen zur Anerkennung seiner

ausländischen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn erausländischen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er

über deutsche Sprachkenntnisse, die der abzulegenden Prüfung entsprechen, inüber deutsche Sprachkenntnisse, die der abzulegenden Prüfung entsprechen, in

der Regel jedoch mindestens über hinreichende deutsche Sprachkenntnisse,der Regel jedoch mindestens über hinreichende deutsche Sprachkenntnisse,

verfügt, sofern diese nicht durch die Prüfung nachgewiesen werden sollen. Absatzverfügt, sofern diese nicht durch die Prüfung nachgewiesen werden sollen. Absatz

1 Satz 4 findet keine Anwendung.1 Satz 4 findet keine Anwendung.

(6) Nach zeitlichem Ablauf des Höchstzeitraumes der Aufenthaltserlaubnis nach(6) Nach zeitlichem Ablauf des Höchstzeitraumes der Aufenthaltserlaubnis nach

den Absätzen 1, 3 und 4 darf eine Aufenthaltserlaubnis für einen anderenden Absätzen 1, 3 und 4 darf eine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen

Aufenthaltszweck nur nach den §§ 16a, 16b, 18a, 18b oder 19c oder in Fällen einesAufenthaltszweck nur nach den §§ 16a, 16b, 18a, 18b oder 19c oder in Fällen eines

gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 20 Absatz 3 Nummer 4 bleibt unberührt.gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 20 Absatz 3 Nummer 4 bleibt unberührt.

§ 16e Studienbezogenes Praktikum EU§ 16e Studienbezogenes Praktikum EU

(1) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck eines Praktikums(1) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck eines Praktikums

nach der Richtlinie (EU) 2016/801 erteilt, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach §nach der Richtlinie (EU) 2016/801 erteilt, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach §



39 zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder durch39 zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder durch

zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass das Praktikum ohnezwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass das Praktikum ohne

Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist, undZustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist, und

1. das Praktikum dazu dient, dass sich der Ausländer Wissen, praktische1. das Praktikum dazu dient, dass sich der Ausländer Wissen, praktische

Kenntnisse und Erfahrungen in einem beruflichen Umfeld aneignet,Kenntnisse und Erfahrungen in einem beruflichen Umfeld aneignet,

2. der Ausländer eine Vereinbarung mit einer aufnehmenden Einrichtung über die2. der Ausländer eine Vereinbarung mit einer aufnehmenden Einrichtung über die

Teilnahme an einem Praktikum vorlegt, die theoretische und praktischeTeilnahme an einem Praktikum vorlegt, die theoretische und praktische

Schulungsmaßnahmen vorsieht, und Folgendes enthält:Schulungsmaßnahmen vorsieht, und Folgendes enthält:

a) eine Beschreibung des Programms für das Praktikum einschließlich desa) eine Beschreibung des Programms für das Praktikum einschließlich des

Bildungsziels oder der Lernkomponenten,Bildungsziels oder der Lernkomponenten,

b) die Angabe der Dauer des Praktikums,b) die Angabe der Dauer des Praktikums,

c) die Bedingungen der Tätigkeit und der Betreuung des Ausländers,c) die Bedingungen der Tätigkeit und der Betreuung des Ausländers,

d) die Arbeitszeiten des Ausländers undd) die Arbeitszeiten des Ausländers und

e) das Rechtsverhältnis zwischen dem Ausländer und der aufnehmendene) das Rechtsverhältnis zwischen dem Ausländer und der aufnehmenden

Einrichtung,Einrichtung,

3. der Ausländer nachweist, dass er in den letzten zwei Jahren vor der3. der Ausländer nachweist, dass er in den letzten zwei Jahren vor der

Antragstellung einen Hochschulabschluss erlangt hat, oder nachweist, dass er einAntragstellung einen Hochschulabschluss erlangt hat, oder nachweist, dass er ein

Studium absolviert, das zu einem Hochschulabschluss führt,Studium absolviert, das zu einem Hochschulabschluss führt,

4. das Praktikum fachlich und im Niveau dem in Nummer 3 genannten4. das Praktikum fachlich und im Niveau dem in Nummer 3 genannten

Hochschulabschluss oder Studium entspricht undHochschulabschluss oder Studium entspricht und

5. die aufnehmende Einrichtung sich schriftlich zur Übernahme der Kosten5. die aufnehmende Einrichtung sich schriftlich zur Übernahme der Kosten

verpflichtet hat, die öffentlichen Stellen bis zu sechs Monate nach der Beendigungverpflichtet hat, die öffentlichen Stellen bis zu sechs Monate nach der Beendigung

der Praktikumsvereinbarung entstehen fürder Praktikumsvereinbarung entstehen für

a) den Lebensunterhalt des Ausländers während eines unerlaubten Aufenthalts ima) den Lebensunterhalt des Ausländers während eines unerlaubten Aufenthalts im

Bundesgebiet undBundesgebiet und

b) eine Abschiebung des Ausländers.b) eine Abschiebung des Ausländers.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis wird für die vereinbarte Dauer des Praktikums,(2) Die Aufenthaltserlaubnis wird für die vereinbarte Dauer des Praktikums,

höchstens jedoch für sechs Monate erteilt.höchstens jedoch für sechs Monate erteilt.

§ 16f Sprachkurse und Schulbesuch§ 16f Sprachkurse und Schulbesuch

(1) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an(1) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an

Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung dienen, oder zur Teilnahme anSprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung dienen, oder zur Teilnahme an

einem Schüleraustausch erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme aneinem Schüleraustausch erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an



einem Schüleraustausch kann auch erteilt werden, wenn kein unmittelbarereinem Schüleraustausch kann auch erteilt werden, wenn kein unmittelbarer

Austausch erfolgt.Austausch erfolgt.

(2) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Schulbesuchs(2) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Schulbesuchs

in der Regel ab der neunten Klassenstufe erteilt werden, wenn in der Schulklassein der Regel ab der neunten Klassenstufe erteilt werden, wenn in der Schulklasse

eine Zusammensetzung aus Schülern verschiedener Staatsangehörigkeiteneine Zusammensetzung aus Schülern verschiedener Staatsangehörigkeiten

gewährleistet ist und es sich handeltgewährleistet ist und es sich handelt

1. um eine öffentliche oder staatlich anerkannte Schule mit internationaler1. um eine öffentliche oder staatlich anerkannte Schule mit internationaler

Ausrichtung oderAusrichtung oder

2. um eine Schule, die nicht oder nicht überwiegend aus öffentlichen Mitteln2. um eine Schule, die nicht oder nicht überwiegend aus öffentlichen Mitteln

finanziert wird und die Schüler auf internationale Abschlüsse, Abschlüsse andererfinanziert wird und die Schüler auf internationale Abschlüsse, Abschlüsse anderer

Staaten oder staatlich anerkannte Abschlüsse vorbereitet.Staaten oder staatlich anerkannte Abschlüsse vorbereitet.

(3) Während eines Aufenthalts zur Teilnahme an einem Sprachkurs nach Absatz 1(3) Während eines Aufenthalts zur Teilnahme an einem Sprachkurs nach Absatz 1

oder zum Schulbesuch nach Absatz 2 soll in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zuoder zum Schulbesuch nach Absatz 2 soll in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu

einem anderen Aufenthaltszweck nur in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilteinem anderen Aufenthaltszweck nur in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt

werden. Im Anschluss an einen Aufenthalt zur Teilnahme an einemwerden. Im Anschluss an einen Aufenthalt zur Teilnahme an einem

Schüleraustausch darf eine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen Zweck nur inSchüleraustausch darf eine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen Zweck nur in

den Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 9 findet keineden Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 9 findet keine

Anwendung. Die Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 berechtigt nichtAnwendung. Die Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 berechtigt nicht

zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.

(4) Bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen der Länder mit öffentlichen Stellen(4) Bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen der Länder mit öffentlichen Stellen

in einem anderen Staat über den Besuch inländischer Schulen durch ausländischein einem anderen Staat über den Besuch inländischer Schulen durch ausländische

Schüler bleiben unberührt. Aufenthaltserlaubnisse zur Teilnahme am SchulbesuchSchüler bleiben unberührt. Aufenthaltserlaubnisse zur Teilnahme am Schulbesuch

können auf Grund solcher Vereinbarungen nur erteilt werden, wenn die für daskönnen auf Grund solcher Vereinbarungen nur erteilt werden, wenn die für das

Aufenthaltsrecht zuständige oberste Landesbehörde der Vereinbarung zugestimmtAufenthaltsrecht zuständige oberste Landesbehörde der Vereinbarung zugestimmt

hat.hat.

§ 17 Suche eines Ausbildungs- oder Studienplatzes§ 17 Suche eines Ausbildungs- oder Studienplatzes

(1) Einem Ausländer kann zum Zweck der Suche nach einem Ausbildungsplatz zur(1) Einem Ausländer kann zum Zweck der Suche nach einem Ausbildungsplatz zur

Durchführung einer qualifizierten Berufsausbildung eine Aufenthaltserlaubnis erteiltDurchführung einer qualifizierten Berufsausbildung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt

werden, wennwerden, wenn

1. er das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,1. er das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

2. der Lebensunterhalt gesichert ist,2. der Lebensunterhalt gesichert ist,

3. er über einen Abschluss einer deutschen Auslandsschule oder über einen3. er über einen Abschluss einer deutschen Auslandsschule oder über einen

Schulabschluss verfügt, der zum Hochschulzugang im Bundesgebiet oder in demSchulabschluss verfügt, der zum Hochschulzugang im Bundesgebiet oder in dem

Staat berechtigt, in dem der Schulabschluss erworben wurde, undStaat berechtigt, in dem der Schulabschluss erworben wurde, und



4. er über gute deutsche Sprachkenntnisse verfügt.4. er über gute deutsche Sprachkenntnisse verfügt.

Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu sechs Monate erteilt. Sie kann erneut nurDie Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu sechs Monate erteilt. Sie kann erneut nur

erteilt werden, wenn sich der Ausländer nach seiner Ausreise mindestens so langeerteilt werden, wenn sich der Ausländer nach seiner Ausreise mindestens so lange

im Ausland aufgehalten hat, wie er sich zuvor auf der Grundlage einerim Ausland aufgehalten hat, wie er sich zuvor auf der Grundlage einer

Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 im Bundesgebiet aufgehalten hat.Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 im Bundesgebiet aufgehalten hat.

(2) Einem Ausländer kann zum Zweck der Studienbewerbung eine(2) Einem Ausländer kann zum Zweck der Studienbewerbung eine

Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wennAufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn

1. er über die schulischen und sprachlichen Voraussetzungen zur Aufnahme eines1. er über die schulischen und sprachlichen Voraussetzungen zur Aufnahme eines

Studiums verfügt oder diese innerhalb der Aufenthaltsdauer nach Satz 2 erworbenStudiums verfügt oder diese innerhalb der Aufenthaltsdauer nach Satz 2 erworben

werden sollen undwerden sollen und

2. der Lebensunterhalt gesichert ist.2. der Lebensunterhalt gesichert ist.

Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu neun Monate erteilt.Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu neun Monate erteilt.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 berechtigt nicht zur(3) Die Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 berechtigt nicht zur

Erwerbstätigkeit und nicht zur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. WährendErwerbstätigkeit und nicht zur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Während

des Aufenthalts nach Absatz 1 soll in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einemdes Aufenthalts nach Absatz 1 soll in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einem

anderen Aufenthaltszweck nur nach den §§ 18a oder 18b oder in Fällen einesanderen Aufenthaltszweck nur nach den §§ 18a oder 18b oder in Fällen eines

gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. Während des Aufenthalts nach Absatz 2 sollgesetzlichen Anspruchs erteilt werden. Während des Aufenthalts nach Absatz 2 soll

in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck nurin der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck nur

nach den §§ 16a, 16b, 18a oder 18b oder in Fällen eines gesetzlichen Anspruchsnach den §§ 16a, 16b, 18a oder 18b oder in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs

erteilt werden.erteilt werden.


